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Gesetz über die Studentenwerke 
im Lande Nordrhein-Westfalen 

(Studentenwerksgesetz – StWG);
Bekanntmachung der Neufassung

Vom 3. September 2004

Aufgrund des Artikels 3 des Gesetzes zur Änderung des
Studentenwerksgesetzes vom 6. Juli 2004 (GV. NRW.
S. 381, ber. S. 399) wird nachstehend der Wortlaut des
Gesetzes über die Studentenwerke im Lande Nordrhein-
Westfalen (Studentenwerksgesetz – StWG) in der vom
21. Juli 2004 an geltenden Fassung bekannt gemacht, wie
er sich aus 

– der Bekanntmachung der Neufassung vom 4. Januar
1994 (GV. NRW. S. 36)

– der Verordnung über die Zuständigkeit der Studen-
tenwerke – Anstalten des Öffentlichen Rechts – im
Lande Nordrhein-Westfalen vom 25. August 1995 (GV.
NRW. S. 982)

– der Zweiten Verordnung zur Änderung der Zuständig-
keit des Studentenwerksgesetzes gemäß § 1 Abs. 3
vom 2. August 2000 (GV. NRW. S. 608)

– Artikel II der Verordnung zur Zusammenlegung des
Studentenwerks Duisburg mit dem Studentenwerk
Essen sowie zur Änderung der Zuständigkeit der 
Studentenwerke vom 7. Dezember 2001 (GV. NRW.
S. 856) und

– Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Studenten-
werksgesetzes vom 6. Juli 2004 (GV. NRW. S. 381, ber.
S. 399)

ergibt.

Düsseldorf, den 3. September 2004

Die Ministerin 
für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Hannelore  K r a f t

Gesetz 
über die Studentenwerke 

im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Studentenwerksgesetz – StWG) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. September 2004

§ 1

Einrichtung von Anstalten 
des öffentlichen Rechts

(1) Die Studentenwerke mit Sitz in Aachen, Bielefeld,
Bochum, Bonn, Dortmund, Düsseldorf, Essen, Köln,
Münster, Paderborn, Siegen und Wuppertal sind rechts-
fähige Anstalten des öffentlichen Rechts mit dem Recht
auf Selbstverwaltung.

(2) Die Studentenwerke geben sich eine Satzung. Die-
se bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

(3) Zuständig ist

1. das Studentenwerk Aachen für die Technische
Hochschule Aachen, die Fachhochschule Aachen
und die Hochschule für Musik Köln, Standort
Aachen,

2. das Studentenwerk Bielefeld für die Universität Bie-
lefeld, die Fachhochschule Bielefeld, die Fachhoch-
schule Lippe und Höxter in Lemgo und die Hoch-
schule für Musik Detmold,

3. das Studentenwerk Bochum für die Universität Bo-
chum, die Fachhochschule Bochum, die Fachhoch-
schule Gelsenkirchen und die Folkwang-Hochschule
im Ruhrgebiet, Standort Bochum,

4. das Studentenwerk Bonn für die Universität Bonn
und die Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg,

5. das Studentenwerk Dortmund für die Universität
Dortmund, die Fachhochschule Dortmund, die Folk-
wang-Hochschule im Ruhrgebiet, Standort Dort-
mund, die Fernuniversität in Hagen und die Fach-
hochschule Südwestfalen in Iserlohn,

6. das Studentenwerk Düsseldorf für die Universität
Düsseldorf, die Fachhochschule Düsseldorf, die
Kunstakademie Düsseldorf, die Robert-Schumann-
Hochschule Düsseldorf und die Fachhochschule Nie-
derrhein in Krefeld,

7. das Studentenwerk Essen-Duisburg für die Univer-
sität Duisburg-Essen und die Folkwang-Hochschule
im Ruhrgebiet, Standorte Essen und Duisburg,

8. das Studentenwerk Köln für die Universität Köln,
die Deutsche Sporthochschule Köln, die Fach-
hochschule Köln, die Hochschule für Musik Köln,
Standort Köln, und die Kunsthochschule für Medien
Köln,

9. das Studentenwerk Münster für die Universität
Münster, die Fachhochschule Münster und die
Kunstakademie Münster,

10. das Studentenwerk Paderborn für die Universität
Paderborn, 

11. das Studentenwerk Siegen für die Universität Sie-
gen,

12. das Studentenwerk Wuppertal für die Universität
Wuppertal und die Hochschule für Musik Köln,
Standort Wuppertal.

(4) Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung
kann im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
und im Benehmen mit den jeweiligen Hochschulen
nach Absatz 3 bei Änderungen in der Hochschulorgani-
sation oder, wenn es im Interesse einer besseren Durch-
führung der Aufgaben der Studentenwerke erforderlich
ist, durch Rechtsverordnung weitere Studentenwerke
errichten, Studentenwerke zusammenlegen und die
Zuständigkeit der Studentenwerke nach Absatz 3 än-
dern sowie bestimmte Aufgaben mehrerer Studenten-
werke einem Studentenwerk zur Durchführung über-
tragen.

§ 2

Aufgaben

(1) Die Studentenwerke erbringen für die Studieren-
den Dienstleistungen auf sozialem und wirtschaftlichem
Gebiet insbesondere durch:

1. die Errichtung, Bereitstellung und Unterhaltung von
wirtschaftlichen und sozialen Einrichtungen,

2. die Versicherung der Studierenden gegen Krankheit
und Unfall, soweit nicht gesetzlich etwas anderes ge-
regelt ist,

3. Maßnahmen zur Gesundheitsvorsorge für die Studie-
renden,

4. Förderung kultureller Interessen der Studierenden
durch Bereitstellung ihrer Räume sowie nach Maßga-
be ihrer Satzung,

5. Maßnahmen der Studienförderung, insbesondere bei
Heranziehung für die Durchführung des Bundesaus-
bildungsförderungsgesetzes.

Die Studentenwerke berücksichtigen die besonderen
Bedürfnisse behinderter Studierender sowie der Studie-
renden mit Kindern. Sie bemühen sich um eine sachge-
rechte Betreuung dieser Kinder.

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, den Studen-
tenwerken im Wege der Rechtsverordnung weitere
Dienstleistungsaufgaben für die Studierenden auf sozia-
lem und wirtschaftlichem Gebiet zu übertragen. Sie kön-
nen Ämter für Ausbildungsförderung nach Maßgabe des
Ausführungsgesetzes zum Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz – AG BAföG – NW – sein. Die Studentenwer-
ke können weitere Aufgaben auf sozialem und wirt-
schaftlichem Gebiet übernehmen, sofern weder die Er-

518



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 34 vom 1. Oktober 2004

füllung der Aufgaben nach Absatz 1 noch Belange der
Hochschule in Forschung und Lehre beeinträchtigt
werden.

(3) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben können sich die
Studentenwerke Dritter bedienen, sich an Unternehmen
beteiligen und Unternehmen gründen. Dabei stellt das
Studentenwerk das Prüfungsrecht des Landesrechnungs-
hofs nach § 111 der Landeshaushaltsordnung (LHO)
sicher.

(4) Die Studentenwerke gestatten den Studierenden
der Fernuniversität in Hagen die Benutzung ihrer Ein-
richtungen.

(5) Die Studentenwerke sollen ihren Bediensteten und
den Bediensteten der Hochschulen die Benutzung ihrer
Einrichtungen gegen Entgelt gestatten, soweit die Erfül-
lung der Aufgaben nach Absatz 1 nicht beeinträchtigt
wird. Anderen Personen kann die Benutzung gestattet
werden. Das Nähere regelt die Satzung. Soweit die Be-
diensteten der Hochschulen die Mensen der Studenten-
werke zur Einnahme der Mittagsmahlzeit benutzen, ist
die Benutzung von den Studentenwerken und den ge-
nannten Hochschulen, die ihre Personalvertretungen in
entsprechender Anwendung von § 72 Abs. 2 Nr. 4 LPVG
zu beteiligen haben, vertraglich zu regeln.

§ 3

Organe des Studentenwerks

Organe des Studentenwerks sind:

1. der Verwaltungsrat,

2. die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer.

§ 4

Zusammensetzung des Verwaltungsrates

(1) Dem Verwaltungsrat gehören an:

1. drei Studierende von Hochschulen im Zuständigkeits-
bereich des Studentenwerks,

2. ein anderes Mitglied einer Hochschule im Zuständig-
keitsbereich des Studentenwerks,

3. eine Bedienstete oder ein Bediensteter des Studenten-
werks,

4. eine Person mit einschlägigen Fachkenntnissen oder
Berufserfahrung auf wirtschaftlichem, rechtlichem
oder sozialem Gebiet,

5. ein Mitglied des Rektorats oder des Präsidiums einer
Hochschule im Zuständigkeitsbereich des Studenten-
werks.

(2) Die Satzung des Studentenwerks kann vorsehen,
dass Mitglieder des Verwaltungsrates für ihre Tätig-
keit im Verwaltungsrat eine angemessene Vergütung
erhalten.

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer
nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrates mit bera-
tender Stimme teil.

§ 5

Bildung des Verwaltungsrates

(1) Die studentischen Mitglieder des Verwaltungsrates
werden durch das jeweilige Studentenparlament der
Hochschulen im Zuständigkeitsbereich des Studenten-
werks gewählt. Ist ein Studentenparlament nicht vorhan-
den, so treten die studentischen Mitglieder des Senats an
seine Stelle. Das Hochschulmitglied nach § 4 Abs. 1 Nr. 2
wird von den nichtstudentischen Mitgliedern des jeweili-
gen Hochschulsenats gewählt. Für die Wahl der Mitglie-
der des Verwaltungsrates ist in der Satzung eine ange-
messene Verteilung aller Hochschulmitglieder auf die
Hochschulen und auf die Mitgliedergruppen zu regeln.
Gehören zum Zuständigkeitsbereich eines Studenten-
werks mehrere Hochschulen, wird das Mitglied nach § 4
Abs. 1 Nr. 5 von den Leitungen der beteiligten Hochschu-
len bestimmt. Das Mitglied des Verwaltungsrates nach
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 wird durch die Personalversammlung
gewählt.

(2) Das Mitglied des Verwaltungsrates nach § 4 Abs. 1
Nr. 4 wird durch die übrigen Mitglieder des Verwaltungs-
rates bestellt. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsrates
beträgt zwei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. Ist bei Ab-
lauf der Amtszeit noch kein neues Mitglied gewählt, so
übt das bisherige Mitglied sein Amt weiter aus. Für jedes
Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu wählen. Bei vorzeiti-
gem Ausscheiden eines Ersatzmitglieds erfolgt für den
Rest der Amtsperiode eine Nachwahl. Das Nähere wird
durch die Satzung geregelt.

(4) Der Verwaltungsrat wählt nach Bestellung des Mit-
glieds gemäß Absatz 2 aus seiner Mitte eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden. Diese oder dieser sowie ihre
oder seine satzungsmäßige Stellvertreterin oder ihr oder
sein satzungsmäßiger Stellvertreter dürfen nicht Be-
dienstete oder Bediensteter des Studentenwerks gemäß
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 sein. Wird ein Mitglied des Verwaltungs-
rats gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 4 Bedienstete oder Be-
diensteter des Studentenwerks, endet die Mitgliedschaft
im Verwaltungsrat.

§ 6

Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Die Aufgaben des Verwaltungsrates sind:

1. Erlass und Änderung der Satzung,

2. Erlass und Änderung der Beitragsordnung,

3. Vorschlag an das Ministerium für Wissenschaft und
Forschung für die Bestellung und Abberufung der
Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers; der
Vorschlag für die Abberufung bedarf der Mehrheit
der Mitglieder des Verwaltungsrates,

4. Regelung des Dienstverhältnisses der Geschäftsfüh-
rerin oder des Geschäftsführers,

5. Erlass und Änderung von Richtlinien für die Ge-
schäftsführung des Studentenwerks und die Über-
wachung ihrer Einhaltung,

6. Beschlussfassung über den jährlichen Wirtschafts-
plan einschließlich der Stellenübersicht,

7. Zustimmung zu Entscheidungen nach § 2 Abs. 3,

8. Beschlussfassung gemäß § 9 Abs. 2 Satz 3,

9. Entgegennahme und Erörterung des Jahresberichts
der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers
und Feststellung des Jahresabschlusses,

10. Beschlussfassung über die Entlastung der Ge-
schäftsführerin oder des Geschäftsführers aufgrund
des Prüfungsberichts der Wirtschaftsprüferin oder
des Wirtschaftsprüfers,

11. Bestimmung der Wirtschaftsprüferin oder des Wirt-
schaftsprüfers für die Aufgaben gemäß § 10 Abs. 4,

12. Entscheidung über alle sonstigen Angelegenheiten
des Studentenwerks, soweit es sich nicht um die Lei-
tung und Geschäftsführung des Studentenwerks
handelt.

Der Verwaltungsrat hat die Tätigkeit der Geschäftsführe-
rin oder des Geschäftsführers insbesondere im Hinblick
auf die Organisation, das Rechnungswesen sowie auf die
Einhaltung der Grundsätze der Finanzierung und Wirt-
schaftsführung zu überwachen. Er kann sich jederzeit
über die Geschäftsführung unterrichten und Auskunft
der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers anfor-
dern.

(2) Gegenüber der Geschäftsführerin oder dem Ge-
schäftsführer wird das Studentenwerk durch die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden des Verwaltungsrates ver-
treten, die oder der dabei an die Beschlüsse des Verwal-
tungsrates gebunden ist.

§ 7

Verfahrensgrundsätze

(1) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn die
Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse wer-
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den mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder
gefasst, soweit dieses Gesetz oder die Satzung keine an-
dere Regelung vorsieht. Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme der oder des Vorsitzenden.

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind bei der
Ausübung des Stimmrechts an Weisungen nicht gebun-
den.

(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind nicht
öffentlich, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt. 

(4) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsord-
nung.

§ 8

Geschäftsführerin oder Geschäftsführer

(1) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer
wird vom Ministerium für Wissenschaft und Forschung
bestellt und abberufen. Ihre oder seine Einstellung und
Entlassung sowie die Regelung ihres oder seines Dienst-
verhältnisses durch den Verwaltungsrat bedürfen der
Einwilligung des Ministeriums für Wissenschaft und For-
schung. Die Einstellung erfolgt in einem privatrechtli-
chen Dienstverhältnis, das befristet sein kann. Willigt
das Ministerium für Wissenschaft und Forschung in die
Einstellung oder Entlassung ein, so gilt die Bestellung
mit Wirkung vom Tage des Beginns und die Abberufung
mit Wirkung vom Tage der Beendigung des Dienstver-
hältnisses als ausgesprochen.

(2) Der Verwaltungsrat schreibt die Stelle der Ge-
schäftsführerin oder des Geschäftsführers öffentlich aus.
Vorschläge für die Bestellung sind unter Beifügung der
eingegangenen Bewerbungen dem Ministerium für Wis-
senschaft und Forschung vorzulegen; es kann im Beneh-
men mit dem Studentenwerk eine abweichende Entschei-
dung treffen.

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer
muss über die erforderlichen Erfahrungen auf wirt-
schaftlichem, rechtlichem oder sozialem Gebiet verfügen.

§ 9

Stellung und Aufgaben
der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers

(1) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer
leitet das Studentenwerk und führt dessen Geschäfte. Sie
oder er vertritt das Studentenwerk gerichtlich und
rechtsgeschäftlich. Sie oder er ist Beauftragte oder Be-
auftragter für den Haushalt. Sie oder er vollzieht den
Wirtschaftsplan einschließlich der Stellenübersicht und
erstellt den Jahresabschluss. Die Geschäftsführerin oder
der Geschäftsführer hat den Verwaltungsrat unverzüg-
lich zu unterrichten, wenn wesentliche Abweichungen
vom Wirtschaftsplan oder der Stellenübersicht zu erwar-
ten sind. Sie oder er führt die Beschlüsse des Verwal-
tungsrates aus.

(2) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer
ist Vorgesetzte oder Vorgesetzter der Angestellten,
Arbeiterinnen und Arbeiter des Studentenwerks. Sie
oder er stellt nach Maßgabe der Stellenübersicht das
Personal ein. Zur Einstellung und Entlassung leiten-
der Angestellter ist die Zustimmung des Verwaltungs-
rates erforderlich. Das Nähere wird in der Satzung
geregelt.

(3) Hält die Geschäftsführerin oder der Geschäfts-
führer einen Beschluss oder eine Maßnahme des Ver-
waltungsrates für rechtswidrig, hat sie oder er den Be-
schluss oder die Maßnahme unverzüglich zu beanstan-
den. Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung.
Wird der Beanstandung nicht innerhalb eines Monats
abgeholfen, hat die Geschäftsführerin oder der Ge-
schäftsführer die Entscheidung der Aufsichtsbehörde
herbeizuführen. Die aufschiebende Wirkung bleibt
bestehen.

(4) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer
setzt die Vollziehung von Beschlüssen des Verwaltungs-
rates aus, wenn die hierfür erforderlichen Mittel nicht
zur Verfügung stehen. Der Verwaltungsrat hat in die-
sem Fall über die Angelegenheit nochmals zu beschlie-
ßen. Wird eine Einigung nicht erzielt, hat die Ge-

schäftsführerin oder der Geschäftsführer die Angele-
genheit der Aufsichtsbehörde zur Entscheidung vorzu-
legen.

§ 10

Wirtschaftsführung

(1) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen
der Studentenwerke bestimmen sich nach kaufmänni-
schen Grundsätzen. Wirtschaftsbetriebe und Wohnhei-
me sind so zu führen, dass die Einnahmen (§ 11 Abs. 1)
die Gesamtkosten unter Beachtung der Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit bei Gewinnverzicht decken; es ist ei-
ne angemessene Rücklage zu bilden. Die Landeshaus-
haltsordnung findet mit Ausnahme der haushaltsrecht-
lichen Behandlung der Erstattung der Verwaltungskos-
ten aus der Durchführung des Bundesausbildungsför-
derungsgesetzes keine Anwendung. Das Prüfungsrecht
des Landesrechnungshofs (§ 111 LHO) bleibt unbe-
rührt.

(2) Die Studentenwerke stellen jährlich vor Beginn des
Haushaltsjahres einen Wirtschaftsplan einschließlich ei-
ner Stellenübersicht auf; sie sind für das Studentenwerk
verbindlich. Der Wirtschaftsplan einschließlich der Stel-
lenübersicht ist der Aufsichtsbehörde vor Beginn des
Haushaltsjahres anzuzeigen; Änderungen sind der Auf-
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen.

(3) Mit Ausnahme der laufenden Geschäfte bedürfen
Kreditaufnahmen und sonstige Maßnahmen, die das Stu-
dentenwerk zur Ausgabe in künftigen Wirtschaftsjahren
verpflichten können, der Zustimmung der Aufsichtsbe-
hörde, auch wenn ihre Finanzierung aus zweckgebunde-
nen Zuwendungen Dritter gesichert ist.

(4) Der Jahresabschluss (Bilanz sowie Gewinn- und
Verlustrechnung), der Geschäftsbericht und die Wirt-
schaftsführung werden von einer öffentlich bestellten
Wirtschaftsprüferin oder einem öffentlich bestellten
Wirtschaftsprüfer geprüft. Der Wirtschaftsprüfungsbe-
richt enthält auch Aussagen über die wirtschaftlichen
Verhältnisse einschließlich besonderer wirtschaftlicher
Risiken des Studentenwerks. Je eine Ausfertigung des
Wirtschaftsprüfungsberichts ist der Aufsichtsbehörde
und dem Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen zu-
zuleiten.

(5) Der Jahresabschluss ist in den Hochschulen im
Zuständigkeitsbereich des Studentenwerks zu veröffent-
lichen.

§ 11

Finanzierung

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen des Wirt-
schaftsplans stehen den Studentenwerken folgende Ein-
nahmen zur Verfügung:

1. Einnahmen aus Wirtschaftsbetrieben, Wohnheimen
und sonstigen Dienstleistungen,

2. staatliche Zuschüsse,

3. Sozialbeiträge der Studierenden,

4. Zuwendungen Dritter.

(2) Das Land Nordrhein-Westfalen stellt den Studen-
tenwerken Zuschüsse nach Maßgabe des Landeshaus-
halts zur Verfügung. Die Zuschüsse für den laufenden
Betrieb werden als Festbeträge gewährt; ihre haushalts-
rechtliche Behandlung richtet sich ausschließlich nach
den Vorschriften dieses Gesetzes.

(3) Die Verteilung der Zuschüsse für den laufenden Be-
trieb auf die Studentenwerke regelt das Ministerium für
Wissenschaft und Forschung durch Verwaltungsvor-
schrift.

(4) Als Nachweis der Verwendung gegenüber der Auf-
sichtsbehörde und dem Landesrechnungshof dient der
von einer Wirtschaftsprüferin oder einem Wirtschafts-
prüfer geprüfte Abschluss. Die Aufsichtsbehörde prüft
die sachgerechte Verwendung im Rahmen ihrer Rechts-
aufsicht.

(5) Sozialbeiträge nach Absatz 1 Nr. 3 werden durch
die Studentenwerke aufgrund einer Beitragsordnung von
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den Studierenden erhoben. Die Beiträge sind bei der Ein-
schreibung oder der Rückmeldung der Studierenden fäl-
lig und werden von den Hochschulen für die Studenten-
werke kostenlos eingezogen.

§ 12

Dienst- und Arbeitsverhältnis
der Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter

Die Dienst- und Arbeitsverhältnisse der Angestellten,
Arbeiterinnen und Arbeiter der Studentenwerke sind
nach den für die Angestellten, Arbeiterinnen und Arbei-
ter des Landes Nordrhein-Westfalen geltenden Bestim-
mungen zu regeln; Halbsatz 1 gilt vorbehaltlich einer ab-
weichenden besonderen Tarifvertragsregelung für die
Studentenwerke, sofern diese mindestens 25 % der dort
beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer er-
fasst. § 8 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.

§ 13

Aufsicht

(1) Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für Wissen-
schaft und Forschung. Die Aufsicht erstreckt sich darauf,
dass die Studentenwerke ihre Aufgaben im Einklang mit
dem geltenden Recht erfüllen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Rahmen ihrer 
Aufsicht Maßnahmen und Beschlüsse beanstanden und
ihre Aufhebung und Änderung verlangen. Die Bean-
standung erfolgt schriftlich gegenüber der Geschäfts-
führerin oder dem Geschäftsführer. Sie hat aufschie-
bende Wirkung. Die Aufsichtsbehörde kann im Rahmen
ihrer Aufsicht auch Beschlüsse und Maßnahmen aufhe-
ben.

(3) Erfüllt das Studentenwerk die ihm obliegenden
Verpflichtungen nicht, so kann die Aufsichtsbehörde an-
ordnen, dass das Studentenwerk innerhalb einer be-
stimmten Frist das Erforderliche veranlasst. Kommt das
Studentenwerk der Anordnung nicht innerhalb einer be-
stimmten Frist nach, so kann die Aufsichtsbehörde die
notwendigen Anordnungen an Stelle des Studentenwerks
treffen, insbesondere auch die erforderlichen Vorschrif-
ten erlassen. Einer Fristsetzung durch das Ministerium
für Wissenschaft und Forschung bedarf es nicht, wenn
das Studentenwerk die Befolgung einer Beanstandung
oder Anordnung oder die Erfüllung einer ihm obliegen-
den Pflicht verweigert oder sein Verwaltungsrat dauernd
beschlussunfähig ist.

(4) Wenn und solange die Maßnahmen der Aufsichts-
behörde nach Absatz 2 und 3 nicht ausreichen, kann sie
auch Beauftragte bestellen, die die Befugnisse einzelner
Organe oder einzelner Mitglieder von Organen des Stu-
dentenwerkes im erforderlichen Umfang ausüben.

(5) Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung
kann seine Aufsichtsbefugnisse auf andere Stellen über-
tragen.

§ 14

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft (s. Hinweis).

Hinweis zu § 14:

Die Vorschrift betrifft das In-Kraft-Treten des Geset-
zes in der ursprünglichen Fassung vom 27. Februar
1974 (GV. NRW. S. 71). Der Zeitpunkt des In-Kraft-Tre-
tens der Änderungen ergibt sich aus den im Vorspann
bezeichneten Änderungsgesetzen. Die Bekanntma-
chung enthält die vom 21. Juli 2004 an geltende Fas-
sung des Gesetzes.

– GV. NRW. 2004 S. 518
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Gesetz über die Sparkassen 
sowie über die Sparkassen- und Giroverbände 

(Sparkassengesetz – SpkG –);
Bekanntmachung der Neufassung

Vom 10. September 2004

Aufgrund des Artikels 4 Abs. 1 des Gesetzes zur Um-
strukturierung der Landesbank Nordrhein-Westfalen zur
Förderbank des Landes Nordrhein-Westfalen und zur
Änderung anderer Gesetze vom 16. März 2004 (GV. NRW.
S. 126) wird nachstehend der vom 31. März 2004 an gel-
tende Wortlaut des Gesetzes über die Sparkassen sowie
über die Sparkassen- und Giroverbände (Sparkassenge-
setz – SpkG –) bekannt gemacht.

Dieser Wortlaut beruht auf folgenden rechtlichen
Grundlagen

– Bekanntmachung der Neufassung vom 18. Oktober
2002 (GV. NRW. S. 504, ber. S. 578)

– Artikel 2 des Gesetzes vom 16. März 2004 (GV. NRW.
S. 126).

Düsseldorf, den 10. September 2004

Der Finanzminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Jochen D i e c k m a n n

Gesetz 
über die Sparkassen sowie über 

die Sparkassen- und Giroverbände 
(Sparkassengesetz – SpkG –) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. September 2004

A. 
Sparkassen

I.
Allgemeine Vorschriften

§ 1

Errichtung von Sparkassen und Zweigstellen

(1) Gemeinden oder Gemeindeverbände können Spar-
kassen errichten. Sie bedürfen zur Errichtung von Spar-
kassen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Ge-
nehmigung ist im Einvernehmen mit dem Innenministe-
rium zu erteilen.

(2) Die Sparkassen können im Gebiet ihres Ge-
währträgers Haupt- und Zweigstellen errichten. Kreis-
sparkassen dürfen im Gebiet kreisangehöriger Ge-
meinden und Gemeindeverbände mit eigener Spar-
kasse keine Zweigstellen errichten. Bei Vorliegen
besonderer Umstände kann die Aufsichtsbehörde im
Einvernehmen mit dem Innenministerium nach Anhö-
rung der betroffenen Sparkasse, ihres Gewährträgers
und des Sparkassen- und Giroverbandes Ausnahmen
zulassen.

§ 2

Rechtsnatur

Die von Gemeinden oder Gemeindeverbänden errichte-
ten Sparkassen sind rechtsfähige Anstalten des öffentli-
chen Rechts.

§ 3

Unternehmenszweck, öffentlicher Auftrag

(1) Die Sparkassen sind Wirtschaftsunternehmen
der Gemeinden oder Gemeindeverbände mit der Auf-
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gabe, der geld- und kreditwirtschaftlichen Versorgung
der Bevölkerung und der Wirtschaft insbesondere
des Geschäftsgebietes und ihres Gewährträgers zu
dienen.

(2) Die Sparkassen stärken den Wettbewerb im Kre-
ditgewerbe. Sie fördern den Sparsinn und die Vermö-
gensbildung der Bevölkerung sowie das eigenverant-
wortliche Verhalten der Jugend in wirtschaftlichen An-
gelegenheiten. Die Sparkassen tragen zur Finanzierung
der Schuldnerberatung in Verbraucher- oder Schuld-
nerberatungsstellen bei. Die Kreditversorgung dient
vornehmlich der Kreditausstattung des Mittelstandes
sowie der wirtschaftlich schwächeren Bevölkerungs-
kreise.

(3) Die Geschäfte der Sparkassen sind unter Beach-
tung ihres öffentlichen Auftrags nach kaufmännischen
Grundsätzen zu führen. Die Erzielung von Gewinn ist
nicht Hauptzweck des Geschäftsbetriebes.

§ 4

Geschäftliche Betätigung

(1) Die Sparkassen dürfen im Rahmen dieses Gesetzes
und der Rechtsverordnung gemäß Absatz 2 alle banküb-
lichen Geschäfte betreiben.

(2) Die Aufsichtsbehörde wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Innenministerium durch Rechtsverord-
nung zu regeln, dass die Sparkassen insbesondere zur Ge-
währleistung des Regionalprinzips und des Verbundprin-
zips sowie zur Begrenzung des Risikos der Gewährträger
bestimmte bankübliche Geschäfte nicht oder nur unter
Einschränkungen betreiben dürfen. In der Rechtsverord-
nung können zugleich Regelungen über die Kraftloser-
klärung von Sparurkunden, die Verpflichtung zur Füh-
rung von Girokonten und zur Annahme von Spareinlagen
sowie über Bekanntmachungen der Sparkasse getroffen
werden.

§ 5

Satzung

(1) Die Rechtsverhältnisse der Sparkasse werden im
Rahmen dieses Gesetzes und der nach diesem Gesetz er-
lassenen Rechtsverordnungen durch Satzung geregelt.

(2) Die Satzung ist von der Vertretung des Gewährträ-
gers zu erlassen. Die Satzung und deren Änderungen be-
dürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

§ 6

Haftung des Gewährträgers, Anstaltslast

Für die Verbindlichkeiten der Sparkasse haftet die Ge-
meinde oder der Gemeindeverband als Gewährträger un-
beschränkt. Die Gläubiger der Sparkasse können den
Gewährträger nur in Anspruch nehmen, soweit sie aus
dem Vermögen der Sparkasse nicht befriedigt werden.
Der Gewährträger stellt sicher, dass die Sparkasse ihre
Aufgaben erfüllen kann (Anstaltslast).

II.
Verwaltung der Sparkassen

1.
Zuständigkeiten der Vertretung 

des Gewährträgers

§ 7

(1) Die Vertretung des Gewährträgers wählt das dem
Verwaltungsrat vorsitzende Mitglied und die übrigen
Mitglieder des Verwaltungsrates.

(2) Sie beschließt über

a) die Errichtung der Sparkasse,

b) die Auflösung der Sparkasse,

c) die Vereinbarungen nach §§ 32, 33 und 34,

d) den Erlass und die Änderung der Sparkassensatzung,

e) die Genehmigung der Bestellung und der Wiederbe-
stellung von Mitgliedern des Vorstandes durch den
Verwaltungsrat,

f) die Entlastung der Organe der Sparkasse. Durch die
Entlastung billigt sie die Verwaltung der Sparkasse
durch die Mitglieder der Sparkassenorgane. Die Ent-
lastung enthält keinen Verzicht auf etwaige Ersatz-
ansprüche,

g) den Teil des Jahresüberschusses, der sich aus § 28
Abs. 2 ergibt,

h) die Abberufung von Mitgliedern des Verwaltungs-
rates aus wichtigem Grund. Der Beschluss über die
Abberufung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln
der gesetzlichen oder satzungsmäßigen Zahl der Mit-
glieder der Vertretung des Gewährträgers.

2.
Organe der Sparkasse

§ 8

Organe

Organe der Sparkasse sind

a) der Verwaltungsrat,

b) der Kreditausschuss,

c) der Vorstand.

a.
Verwaltungsrat

§ 9

Zusammensetzung des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus

a) dem vorsitzenden Mitglied,

b) mindestens vier, höchstens zehn weiteren sachkundi-
gen Mitgliedern und

c) zwei Dienstkräften der Sparkasse.

(2) Bei Sparkassen mit 250 und mehr ständig Beschäf-
tigten besteht der Verwaltungsrat aus

a) dem vorsitzenden Mitglied,

b) neun weiteren sachkundigen Mitgliedern und

c) fünf Dienstkräften der Sparkasse.

In Fällen der Vereinigung von Sparkassen nach § 32 kann
die Zahl der weiteren sachkundigen Mitglieder auf elf
und die der Dienstkräfte auf sechs erhöht werden.

(3) An den Sitzungen des Verwaltungsrates nehmen
mit beratender Stimme teil:

a) die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder
des Vorstandes,

b) bei Zweckverbandssparkassen die Hauptverwal-
tungsbeamtinnen oder die Hauptverwaltungsbeam-
ten der Zweckverbandsmitglieder, die weder vorsit-
zendes Mitglied des Verwaltungsrates sind noch nach
§ 10 Abs. 3 an den Sitzungen des Verwaltungsrates
teilnehmen. In den Fällen des Buchstaben b)
bestimmt die Satzung die Anzahl der beratenden
Teilnehmer und kann dabei auch eine Höchstzahl
festlegen.

§ 10

Vorsitz

(1) Die Vertretung des Gewährträgers wählt eines
ihrer Mitglieder, die Hauptverwaltungsbeamtin oder
den Hauptverwaltungsbeamten zum vorsitzenden Mit-
glied des Verwaltungsrates. Bei Zweckverbandsspar-
kassen wählt die Vertretung des Zweckverbandes eines
ihrer Mitglieder, die Hauptverwaltungsbeamtin oder
den Hauptverwaltungsbeamten eines Zweckverbands-
mitgliedes zum vorsitzenden Mitglied des Verwaltungs-
rates.
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(2) Die Vertretung des Gewährträgers wählt aus den
Mitgliedern des Verwaltungsrates eine erste Stellvertre-
terin oder einen ersten Stellvertreter und eine zweite
Stellvertreterin oder einen zweiten Stellvertreter des vor-
sitzenden Mitglieds.

(3) Wird eine Sitzung nicht von einer Hauptverwal-
tungsbeamtin oder einem Hauptverwaltungsbeamten ge-
leitet, so nimmt eine Hauptverwaltungsbeamtin oder ein
Hauptverwaltungsbeamter an der Sitzung teil. Steht kei-
ne Hauptverwaltungsbeamtin oder kein Hauptverwal-
tungsbeamter für eine Teilnahme zur Verfügung, so
nimmt die Vertreterin oder der Vertreter im Amt an der
Sitzung teil. Bei Zweckverbandssparkassen wählt die
Vertretung des Zweckverbandes die Hauptverwaltungs-
beamtin oder den Hauptverwaltungsbeamten und eine
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter aus dem Kreise
der Hauptverwaltungsbeamtinnen und Hauptverwal-
tungsbeamten der Zweckverbandsmitglieder. Die Teil-
nehmerin oder der Teilnehmer ist berechtigt und auf Ver-
langen verpflichtet, ihre oder seine Ansicht zu einem
Punkt der Tagesordnung vor dem Verwaltungsrat darzu-
legen.

(4) Das vorsitzende Mitglied, die Stellvertreterinnen
und Stellvertreter sowie die Teilnehmerin oder der
Teilnehmer nach Absatz 3 Satz 3 werden für die Dauer
der Wahlzeit der Vertretung des Gewährträgers ge-
wählt.

§ 11

Mitglieder des Verwaltungsrates

(1) Die Mitglieder des Verwaltungsrates nach § 9
Abs. 1 Buchstabe b) und Absatz 2 Buchstabe b) werden
von der Vertretung des Gewährträgers für die Dauer der
Wahlzeit der Vertretung des Gewährträgers nach den
Grundsätzen der Verhältniswahl gemäß § 50 Abs. 3 Satz
1 bis 4 der Gemeindeordnung gewählt; wählbar sind
sachkundige Bürgerinnen und Bürger, die der Vertretung
des Gewährträgers, bei Zweckverbandssparkassen den
Vertretungen der Zweckverbandsmitglieder, angehören
können.

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates nach § 9
Abs. 1 Buchstabe c) und Absatz 2 Buchstabe c) werden
nach Maßgabe des Absatzes 1 aus einem Vorschlag der
Personalversammlung der Sparkasse gewählt. Der Vor-
schlag muss mindestens die doppelte Anzahl der zu wäh-
lenden ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder
enthalten.

(3) Über die Wahl aller Mitglieder des Verwaltungs-
rates wird in einem Wahlgang abgestimmt. Nach demsel-
ben Verfahren ist für jedes Mitglied eine Person als Stell-
vertreterin zu wählen, die bei Verhinderung des Mitglie-
des dessen Aufgaben wahrnimmt.

(4) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Wahlzeit
aus, so wählt die Vertretung des Gewährträgers auf
Vorschlag derjenigen Gruppe, die die Ausgeschiedene
oder den Ausgeschiedenen vorgeschlagen hatte, eine
Nachfolgerin oder einen Nachfolger. Schlägt diese
Gruppe die bisherige Stellvertreterin oder den bisheri-
gen Stellvertreter vor, so ist in gleicher Weise eine neue
Stellvertreterin oder ein neuer Stellvertreter zu wählen.
Ersatzmitglieder der nach Absatz 2 zu bestimmenden
Mitglieder sind aus dem Vorschlag der Personalver-
sammlung zu wählen.

(5) Das Wahlverfahren zur Aufstellung des Vorschla-
ges der Personalversammlung regelt eine Rechtsverord-
nung der Finanzministeriums, die im Einvernehmen mit
dem Innenministerium und im Benehmen mit dem Haus-
halts- und Finanzausschuss sowie dem Ausschuss für
Kommunalpolitik zu erlassen ist.

§ 12

Unvereinbarkeit, Abberufung

(1) Dem Verwaltungsrat dürfen nicht angehören:

a) Dienstkräfte des Gewährträgers oder der Sparkas-
sen; diese Beschränkung gilt nicht für Dienstkräfte
nach § 9 Abs. 1 Buchstabe c) und Absatz 2 Buchsta-
be c); § 10 bleibt unberührt.

b) Personen, die Inhaber, persönlich haftende Gesell-
schafter, Kommanditisten, Mitglieder des Vorstandes,
Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder der
Vertretungsversammlung, Treuhänder, Leiter, Beam-
te, Angestellte, Arbeiter oder Repräsentanten von
Unternehmen sind, die gewerbsmäßig Bankgeschäfte
betreiben oder vermitteln oder andere Finanzdienst-
leistungen erbringen, oder die für Verbände dieser
Unternehmen tätig sind. Dies gilt nicht für die Mit-
gliedschaft in Verwaltungs- oder Aufsichtsräten der
öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute, bei denen das
Land, ein Landschaftsverband oder ein Sparkassen-
und Giroverband an der Gewährträgerschaft betei-
ligt ist, sowie deren Tochterunternehmen und den mit
den öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten im Ver-
bund stehenden Unternehmen.

c) Beschäftigte der Steuerbehörden, der Deutschen
Postbank AG und der Deutschen Post AG.

d) Inhaber und Dienstkräfte von Auskunfteien.

(2) Dem Verwaltungsrat dürfen ferner solche Personen
nicht angehören, gegen die wegen eines Verbrechens oder
eines Vermögensvergehens ein Strafverfahren gerichtlich
anhängig oder eine Strafe verhängt worden ist, soweit
und solange nach dem Gesetz über das Bundeszentralre-
gister einer Behörde Auskunft erteilt werden darf, oder
die als Schuldner in den letzten zehn Jahren in ein Insol-
venzverfahren oder ein Verfahren zur Abgabe einer ei-
desstattlichen Versicherung verwickelt waren oder noch
sind.

(3) Tritt ein Tatbestand nach Absatz 1 oder 2 während
der Amtsdauer ein, oder wird ein bereits zum Zeitpunkt
der Wahl vorliegender Ausschließungsgrund erst wäh-
rend der Amtszeit bekannt, so scheidet das Mitglied aus
dem Verwaltungsrat aus.

(4) Ein wichtiger Grund, der die Vertretung des Ge-
währträgers nach § 7 Abs. 2 Buchstabe h) zur Abberu-
fung berechtigt, liegt insbesondere dann vor, wenn das
Verwaltungsratsmitglied die ihm obliegenden Pflichten
gröblich verletzt.

§ 13

Tätigkeitsdauer

Nach Ablauf ihrer Wahlzeit üben die bisherigen Mit-
glieder des Verwaltungsrates ihre Tätigkeit bis zum Zu-
sammentritt des neu gewählten Verwaltungsrates weiter
aus.

§ 14

Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat bestimmt die Richtlinien der
Geschäftspolitik. Er überwacht die Geschäftsführung.

(2) Der Verwaltungsrat ist ferner zuständig für

a) die Wahl der Mitglieder des Kreditausschusses,

b) die Bestellung, die Wiederbestellung, die Ablehnung
der Wiederbestellung und die Abberufung der Mit-
glieder und stellvertretenden Mitglieder des Vorstan-
des sowie die Berufung und Abberufung der dem Vor-
stand vorsitzenden Person und deren Stellvertreterin
oder des Stellvertreters. Die Abberufung ist nur aus
wichtigem Grund möglich; der Beschluss über die
Abberufung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln
der satzungsmäßigen Zahl der Mitglieder des Verwal-
tungsrates,

c) die Bestellung von Dienstkräften, die im Falle der
Verhinderung von Mitgliedern und stellvertretenden
Mitgliedern des Vorstandes deren Aufgaben wahr-
nehmen (Verhinderungsvertreter), und den Widerruf
der Bestellung,

d) den Erlass der Geschäftsanweisungen für den Kredit-
ausschuss, den Vorstand und die Innenrevision, 

e) die Zuführung von Teilen des Jahresüberschusses
nach § 28 Abs. 1, die Feststellung des Jahresabschlus-
ses und die Billigung des Lageberichtes.

(3) Der Verwaltungsrat beschließt auf Vorschlag des
Vorstandes über
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a) die Errichtung von Stiftungen,

b) den Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken
sowie deren Belastung mit Grundpfandrechten; dies
gilt nicht für den Erwerb und die Veräußerung von
Grundstücken, die zur Vermeidung von Verlusten
freihändig oder im Wege der Zwangsversteigerung
erworben werden oder erworben worden sind,

c) die Errichtung von sparkasseneigenen Gebäuden;
dies gilt nicht für Errichtungsmaßnahmen bis zu dem
vom Verwaltungsrat in der Geschäftsanweisung für
den Vorstand bestimmten prozentualen Anteil des
gesamten Investitionsvolumens für das Geschäfts-
jahr,

d) die Eröffnung und Schließung von Zweigstellen; dies
gilt nicht für Zweigstellen, die ausschließlich auto-
matisierte Bank- oder Finanzdienstleistungen er-
bringen,

e) die Aufnahme von haftenden Eigenmitteln.

(4) Der Verwaltungsrat wird angehört vor Beschluss-
fassung der Vertretung des Gewährträgers über

a) die Auflösung der Sparkasse,

b) die Vereinbarungen nach §§ 32, 33 und 34,

c) die Änderung der Satzung,

d) den Teil des Jahresüberschusses, der sich aus § 28
Abs. 2 ergibt.

(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrates handeln nach
ihrer freien, nur durch die Rücksicht auf das öffentliche
Wohl und die Aufgaben der Sparkasse bestimmten Über-
zeugung. Sie sind an Weisungen nicht gebunden.

(6) Die Aufsichtsbehörde wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Innenministerium Regelungen über die
Sitzungen des Verwaltungsrates durch Rechtsverordnung
zu treffen.

(7) Der Verwaltungsrat bildet einen Bilanzprüfungs-
ausschuss. Er kann aus seiner Mitte einen Hauptaus-
schuss bilden und diesem insbesondere die Anstellung
der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Vor-
standes zur Entscheidung übertragen. Der Verwaltungs-
rat kann auch die Aufgaben des Bilanzprüfungsaus-
schusses dem Hauptausschuss übertragen.

Der Verwaltungsrat kann auf Vorschlag des Bilanzprü-
fungsauschusses außerhalb der Jahresabschlussprüfung
gemäß § 27 Abs. 2 vom Vorstand zu Einzelfragen externe
Gutachten verlangen. Bilanzprüfungsausschuss und
Hauptausschuss berichten dem Verwaltungsrat regelmä-
ßig.

(8) Verletzt ein Mitglied des Verwaltungsrates vorsätz-
lich oder grob fahrlässig die ihm obliegenden Pflichten,
so hat es der Sparkasse den daraus entstehenden Scha-
den zu ersetzen. Die Vorschrift des § 84 Abs. 1 des Lan-
desbeamtengesetzes gilt entsprechend.

§ 15

Beanstandungen

Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwal-
tungsbeamte ist verpflichtet, Beschlüsse des Verwal-
tungsrates, die das Recht verletzen, zu beanstanden. Die
Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. Sie ist
schriftlich zu begründen und dem Verwaltungsrat mitzu-
teilen. Verbleibt der Verwaltungsrat bei seinem Be-
schluss, so hat die Hauptverwaltungsbeamtin oder der
Hauptverwaltungsbeamte unverzüglich die Entschei-
dung der Aufsichtsbehörde einzuholen. Die aufschieben-
de Wirkung bleibt bestehen.

b.
Kreditausschuss

§ 16

Zusammensetzung des Kreditausschusses

(1) Der Kreditausschuss besteht aus höchstens fünf
Mitgliedern. Ihre Zahl wird in der Satzung festgelegt. Die
Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder des Vor-

standes nehmen an den Sitzungen mit beratender Stim-
me teil.

(2) Ein Mitglied ist die Hauptverwaltungsbeamtin
oder der Hauptverwaltungsbeamte des Gewährträgers,
im Falle der Verhinderung die Vertreterin oder der Ver-
treter im Amt. Bei Zweckverbandssparkassen wählt die
Vertretung des Zweckverbandes das Mitglied und eine
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter für die Dauer
der Wahlzeit der Vertretung des Gewährträgers aus dem
Kreise der Hauptverwaltungsbeamtinnen und Hauptver-
waltungsbeamten der Zweckverbandsmitglieder. § 12
Abs. 1 bis 3 und § 13 gelten entsprechend.

(3) Die übrigen Mitglieder werden vom Verwaltungsrat
für die Dauer der Wahlzeit der Vertretung des Gewähr-
trägers nach den Grundsätzen der Verhältniswahl ge-
wählt. Wählbar sind die Mitglieder des Verwaltungsrates
nach § 9 Abs. 1 Buchstabe b) und Absatz 2 Buchstabe b)
sowie dessen vorsitzendes Mitglied, sofern es sich um ein
Mitglied der Vertretung des Gewährträgers handelt. § 11
Abs. 3 Satz 2, Absatz 4 Satz 1 und 2, § 13 gelten entspre-
chend.

(4) Der Verwaltungsrat wählt für die Dauer der Wahl-
zeit der Vertretung des Gewährträgers aus dem Kreise
der Mitglieder des Kreditausschusses eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsit-
zende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.

§ 17

Aufgaben des Kreditausschusses

(1) Der Kreditausschuss beschließt über die Zustim-
mung zu dem Beschluss des Vorstandes über die Gewäh-
rung von Krediten,

a) die nach der Geschäftsanweisung für den Kreditaus-
schuss seiner Zustimmung bedürfen, 

b) die ihm vom Vorstand zur Zustimmung vorgelegt
werden, 

c) bei denen es sich um Organkredite im Sinne von § 15
des Gesetzes über das Kreditwesen handelt.

(2) § 14 Abs. 5, 6 und 8 und § 15 gelten entsprechend.

(3) Die Aufsichtsbehörde wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Innenministerium durch Rechtsverord-
nung Regelungen über Zuständigkeiten des Kreditaus-
schusses und des Vorstandes im Kreditgeschäft zu treffen.

c.
Vorstand

§ 18

Zusammensetzung des Vorstandes

(1) Der Vorstand besteht aus mehreren Mitgliedern.

(2) Der Verwaltungsrat kann stellvertretende Mitglie-
der bestellen. Die stellvertretenden Mitglieder nehmen an
den Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme
teil.

(3) Die Satzung bestimmt die Zahl der Mitglieder und
stellvertretenden Mitglieder des Vorstandes. Die Zahl der
stellvertretenden Mitglieder muss geringer sein als die
der Mitglieder.

(4) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder
des Vorstandes werden auf die Dauer von fünf Jahren be-
stellt und angestellt. Die Anstellungsbedingungen wer-
den auf der Grundlage von Empfehlungen der Sparkas-
sen- und Giroverbände geregelt. Die Entscheidung über
die Bestellung und Anstellung darf frühestens ein Jahr
vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens getroffen wer-
den. Die Laufzeit nach Satz 1 reicht höchstens bis zum
Ablauf des Monats, in dem die betreffende Person das
65. Lebensjahr vollendet. Die Vertragszeit kann auf An-
trag des Mitgliedes oder des stellvertretenden Mitgliedes
des Vorstandes unterschritten werden, wenn vorher das
63. Lebensjahr vollendet wird.

(5) Für die wiederholte Bestellung und Anstellung gilt
Absatz 4 entsprechend. Spätestens neun Monate vor Ab-
lauf der bisherigen Bestellung hat der Verwaltungsrat
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darüber zu beschließen, ob eine wiederholte Bestellung
erfolgen soll.

(6) Ist neun Monate vor Ablauf der Vertragszeit noch
kein Beschluss im Sinne des Absatzes 5 Satz 2 gefasst, so
kann die Vertretung des Gewährträgers die Wiederbestel-
lung des Mitgliedes oder stellvertretenden Mitgliedes des
Vorstandes verlangen. Das Verlangen ersetzt den Be-
schluss des Verwaltungsrates.

(7) Ein Mitglied ist zum Vorsitzenden des Vorstandes
zu berufen. Ein weiteres Mitglied kann zum stellvertre-
tenden Vorsitzenden des Vorstandes berufen werden.

(8) Die Aufsichtsbehörde wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Innenministerium für den Personen-
kreis der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des
Vorstandes durch Rechtsverordnung Regelungen darüber
zu treffen, welche Betätigungen mit der Vorstandsstel-
lung unvereinbar sind.

§ 19

Aufgaben des Vorstandes

(1) Der Vorstand leitet die Sparkasse in eigener Ver-
antwortung. Er vertritt die Sparkasse gerichtlich und
außergerichtlich. Die Mitglieder des Vorstandes können
durch Beschluss des Verwaltungsrates von den Beschrän-
kungen des § 181 BGB befreit werden. Für die Vertretung
der Sparkasse gegenüber Mitgliedern und stellvertreten-
den Mitgliedern des Vorstandes sowie gegenüber ihren
Vorgängern ist das vorsitzende Mitglied des Verwaltungs-
rates zuständig.

(2) An der Beschlussfassung des Vorstandes sind nur
die Mitglieder des Vorstandes, im Falle ihrer Verhinde-
rung die mit ihrer Vertretung beauftragten Personen zu
beteiligen. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit ge-
fasst.

(3) Urkunden, die vom Vorstand oder von den mit sei-
ner Vertretung beauftragten Personen ausgestellt und mit
dem Siegel versehen sind, sind öffentliche Urkunden.

(4) Der Vorstand kann die Ausübung seiner Befugnisse
teilweise übertragen, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist.

(5) Das vorsitzende Mitglied des Vorstandes regelt die
Geschäftsverteilung.

3.
Gemeinsame Vorschriften für die Mitglieder

der Sparkassenorgane

§ 20

Gründe der Ausschließung 
von der Mitwirkung bei Entscheidungen

(1) Mitglieder der Sparkassenorgane dürfen bei Ange-
legenheiten nicht beratend oder nicht entscheidend mit-
wirken, wenn die Entscheidung ihnen selbst, ihren Ehe-
gatten, ihren Verwandten bis zum dritten oder Verschwä-
gerten bis zum zweiten Grade oder einer von ihnen kraft
gesetzlicher oder rechtsgeschäftlicher Vollmacht vertre-
tenen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil
bringen kann; die Hauptverwaltungsbeamtin oder der
Hauptverwaltungsbeamte und die sachkundigen Mitglie-
der nach § 9 Abs. 1 Buchstaben a) und b), Absatz 2 Buch-
staben a) und b) sowie die übrigen Mitglieder nach § 16
Abs. 3 dürfen in Angelegenheiten des Gewährträgers, bei
Zweckverbandssparkassen eines Zweckverbandsmitglie-
des mitwirken. Unmittelbar ist der Vorteil oder Nachteil,
wenn die Entscheidung eine natürliche oder juristische
Person direkt berührt.

(2) Das gilt auch, wenn die Betreffenden

a) persönlich haftende Gesellschafter, Kommanditisten,
Vorstands-, Verwaltungsrats-, Aufsichtsrats-, Bei-
ratsmitglieder, Leiter, Angestellte oder Arbeiter eines
privatrechtlichen Unternehmens sind, dem die Ent-
scheidung der Angelegenheit einen unmittelbaren
Vorteil oder Nachteil bringen kann, es sei denn, dass
sie von einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband
in ein Organ des Unternehmens entsandt worden
sind,

b) in der Angelegenheit in anderer als öffentlicher Ei-
genschaft ein Gutachten abgegeben haben oder sonst
tätig geworden sind.

(3) In Zweifelsfällen entscheidet bei den Mitgliedern
des Verwaltungsrates und des Kreditausschusses sowie
der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwal-
tungsbeamten das Organ selbst, im Übrigen die Haupt-
verwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte.

(4) Die Mitwirkung einer wegen Befangenheit betrof-
fenen Person hat die Unwirksamkeit des Beschlusses
oder die Ungültigkeit der Wahl nur dann zur Folge, wenn
sie für das Abstimmungsergebnis entscheidend war.

§ 21

Sitzungsgeld

Für die Teilnahme an den Sitzungen erhalten die Mit-
glieder des Verwaltungsrates und des Kreditausschusses
sowie die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptver-
waltungsbeamte ein Sitzungsgeld; sie haben daneben
Anspruch auf Ersatz ihrer Fahrtauslagen. Über die Höhe
des Sitzungsgeldes beschließt der Verwaltungsrat auf der
Grundlage von Empfehlungen der Sparkassen- und Giro-
verbände.

§ 22

Amtsverschwiegenheit

Die Mitglieder der Organe der Sparkasse sind zur
Amtsverschwiegenheit über den Geschäftsverkehr und
die sonstigen vertraulichen Angelegenheiten der Spar-
kasse verpflichtet. Sie dürfen die bei ihrer Amtstätigkeit
erworbene Kenntnis vertraulicher Angelegenheiten nicht
unbefugt verwerten. Diese Verpflichtung bleibt auch
nach dem Ausscheiden aus dem Organ bestehen.

4.
Dienstkräfte

§ 23

Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter

(1) Die bei der Sparkasse tätigen Angestellten, Arbei-
terinnen und Arbeiter sind Dienstkräfte der Sparkasse.

(2) Der Vorstand entscheidet über Anstellung, Vergü-
tung und Entlassung der Angestellten, Arbeiterinnen und
Arbeiter.

(3) Dienstvorgesetzte der Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder des Vorstandes ist die dem Verwal-
tungsrat vorsitzende Person. Dienstvorgesetzter der übri-
gen Dienstkräfte der Sparkasse ist der Vorstand.

§ 24

Amtsverschwiegenheit

Die Vorschrift des § 22 gilt auch für alle bei der
Sparkasse tätigen Dienstkräfte.

III.
Rechnungslegung, Jahresabschluss und

Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter

§ 25

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 26

Budget

(1) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat vor Beginn
eines jeden Geschäftsjahres ein Budget vorzulegen und
den Verwaltungsrat in den Sitzungen über die Einhal-
tung des Budgets zu unterrichten (Soll-Ist-Vergleich).

(2) Die Aufsichtsbehörde wird ermächtigt, den Inhalt
des Budgets im Einvernehmen mit dem Innenministeri-
um durch Rechtsverordnung zu regeln.
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§ 27

Jahresabschluss

(1) Der Vorstand legt dem Verwaltungsrat unverzüg-
lich nach Ablauf des Geschäftsjahres den Jahresab-
schluss und den Lagebericht vor.

(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden
von dem zuständigen Sparkassen- und Giroverband ge-
prüft. Der Prüfungsbericht wird von dem Sparkassen-
und Giroverband dem Vorstand, dem vorsitzenden Mit-
glied des Verwaltungsrates und des Kreditausschusses
und der Aufsichtsbehörde zugeleitet. Die Mitglieder des
Verwaltungsrates können den Prüfungsbericht im Hause
der Sparkasse einsehen.

(3) Nach Feststellung des Jahresabschlusses und
Billigung des Lageberichtes legt der Verwaltungsrat
den Jahresabschluss mit Bestätigungsvermerk des
Sparkassen- und Giroverbandes sowie den Lagebe-
richt der Vertretung des Gewährträgers vor. Diese be-
schließt über die Zuführung des Überschusses nach § 28
Abs. 2.

(4) Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Be-
schlüsse nach Absatz 3 Satz 2 sind unverzüglich der Auf-
sichtsbehörde vorzulegen.

(5) Die Vorschriften der Absätze 2 und 4 gelten für die
Prüfungen nach dem Wertpapierhandelsgesetz entspre-
chend.

§ 28

Jahresüberschuss

(1) Der Verwaltungsrat kann bei Feststellung des Jah-
resabschlusses mit Wirkung für den Bilanzstichtag einen
Teil aus dem Jahresüberschuss der Sicherheitsrücklage
zuführen. Er kann ferner einen Teil aus dem Jahresüber-
schuss, der nicht mehr als die Hälfte des sich aus Ab-
satz 2 ergebenden Betrages ausmacht, einer freien Rück-
lage zuführen.

(2) Die Vertretung des Gewährträgers beschließt nach
Anhörung des Verwaltungsrates, dass von dem um einen
Verlustvortrag aus dem Vorjahr geminderten Jahresüber-
schuss dem Gewährträger, der Sicherheitsrücklage oder
einer freien Rücklage zugeführt wird

a) bis zu 10 vom Hundert, wenn die nach § 10 Abs. 1 des
Gesetzes über das Kreditwesen (Grundsatz I) ermit-
telten und gewichteten Risikoaktiva zu mehr als
7 vom Hundert durch die Sicherheitsrücklage ge-
deckt sind,

b) bis zu 15 vom Hundert, wenn die nach § 10 Abs. 1 des
Gesetzes über das Kreditwesen (Grundsatz I) ermit-
telten und gewichteten Risikoaktiva zu mehr als
8 vom Hundert durch die Sicherheitsrücklage ge-
deckt sind,

c) bis zu 20 vom Hundert, wenn die nach § 10 Abs. 1 des
Gesetzes über das Kreditwesen (Grundsatz I) ermit-
telten und gewichteten Risikoaktiva zu mehr als
9 vom Hundert durch die Sicherheitsrücklage ge-
deckt sind,

d) bis zu 25 vom Hundert, wenn die nach § 10 Abs. 1 des
Gesetzes über das Kreditwesen (Grundsatz I) ermit-
telten und gewichteten Risikoaktiva zu mehr als
10 vom Hundert durch die Sicherheitsrücklage ge-
deckt sind,

e) bis zu 30 vom Hundert, wenn die nach § 10 Abs. 1 des
Gesetzes über das Kreditwesen (Grundsatz I) ermit-
telten und gewichteten Risikoaktiva zu mehr als
11 vom Hundert durch die Sicherheitsrücklage ge-
deckt sind,

f) bis zu 35 vom Hundert, wenn die nach § 10 Abs. 1 des
Gesetzes über das Kreditwesen (Grundsatz I) ermit-
telten und gewichteten Risikoaktiva zu mehr als
12 vom Hundert durch die Sicherheitsrücklage ge-
deckt sind.

Maßgebend ist die Höhe der Sicherheitsrücklage und der
Risikoaktiva am Bilanzstichtag; Vorwegzuführungen ge-
mäß Absatz 1 bleiben unberücksichtigt.

(3) Der nicht nach Absatz 1 und 2 verwendete Teil des
Jahresüberschusses ist der Sicherheitsrücklage zuzufüh-
ren.

(4) Verzichtet die Vertretung des Gewährträgers auf
die Zuführung eines Betrages an den Gewährträger, so
kann der Verwaltungsrat diesen unmittelbar Dritten zu-
führen.

(5) Der Gewährträger hat den ihm nach Absatz 2 zuge-
führten Betrag für gemeinnützige Zwecke zu verwenden.
Wird der Betrag nach Absatz 4 Dritten unmittelbar zuge-
führt, so ist er ebenfalls für gemeinnützige Zwecke zu
verwenden.

§ 29

Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter 
und Genussrechte

(1) Die Sparkasse kann zur Verbesserung ihrer haften-
den Eigenmittel Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter
aufnehmen, sofern die Satzung dies vorsieht. Als stille
Gesellschafter sind

a) der Gewährträger,

b) die Rheinische Sparkassen-Förderungsgesellschaft
mit beschränkter Haftung und

c) die Westfälisch-Lippische Sparkassen-Förderungs-
gesellschaft mit beschränkter Haftung

zugelassen. Stille Vermögenseinlagen nach Satz 2
Buchstaben b) und c) bedürfen der Zustimmung der
Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem Innenmi-
nisterium.

(2) Sofern die Satzung es zulässt, kann die Sparkasse
Genussrechte ausgeben.

IV.
Aufsicht

§ 30

Aufsichtsbehörde

(1) Die Sparkassen unterliegen der Aufsicht des Staa-
tes.

(2) Aufsichtsbehörde ist das Finanzministerium. Die
Befugnisse der Kommunalaufsichtsbehörden bleiben un-
berührt.

§ 31

Befugnisse der Aufsichtsbehörde

(1) Die Aufsicht erstreckt sich darauf, dass Verwaltung
und Geschäftsführung der Sparkasse den Gesetzen und
der Satzung entsprechen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich jederzeit über die
Angelegenheiten der Sparkasse unterrichten, insbeson-
dere sämtliche Geschäfts- und Verwaltungsvorgänge
nachprüfen sowie Berichte und Akten anfordern. Hierbei
kann sie sich der Prüfungseinrichtung des zuständigen
Sparkassen- und Giroverbandes bedienen.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann verlangen, dass die Or-
gane der Sparkasse zur Behandlung einer bestimmten
Angelegenheit einberufen werden. Sie kann Beschlüsse
und Anordnungen der Organe der Sparkasse, die das gel-
tende Recht verletzen, aufheben und verlangen, dass
Maßnahmen, die aufgrund derartiger Beschlüsse oder
Anordnungen getroffen worden sind, rückgängig ge-
macht werden.

(4) Erfüllt eine Sparkasse die ihr gesetzlich obliegen-
den Pflichten nicht oder kommt sie dem Verlangen der
Aufsichtsbehörde nach Absatz 2 nicht nach, so kann die
Aufsichtsbehörde die Sparkasse anweisen, innerhalb
einer angemessenen Frist das Erforderliche zu veran-
lassen. Kommt die Sparkasse der Anweisung nicht in-
nerhalb der ihr gesetzten Frist nach, so kann die Auf-
sichtsbehörde an Stelle der Sparkasse das Erforderliche
anordnen und auf deren Kosten selbst durchführen
oder durch eine Beauftragte oder einen Beauftragten
durchführen lassen.

526



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 34 vom 1. Oktober 2004

V.
Zusammenlegung und 

Auflösung von Sparkassen

§ 32

Vereinigung von Sparkassen

(1) Benachbarte Sparkassen können durch Beschluss
der Vertretungen ihrer Gewährträger nach Anhörung der
Verwaltungsräte in der Weise vereinigt werden, dass

1. eine Sparkasse entsteht, auf die das Vermögen der be-
teiligten Sparkassen als Ganzes übergeht (Zweckver-
bandssparkasse) oder

2. eine Sparkasse von einer bestehenden oder neu zu er-
richtenden Sparkasse aufgenommen wird, auf die das
Vermögen als Ganzes übergeht.

Dies gilt auch für nicht benachbarte Sparkassen inner-
halb eines Kreisgebietes. Sofern darüber hinaus wirt-
schaftliche und nahe räumliche Verbindungen eine Verei-
nigung nicht benachbarter und nicht innerhalb eines
Kreisgebietes liegender Sparkassen als zweckmäßig er-
scheinen lassen, kann dies die Aufsichtsbehörde auf Vor-
schlag der Gewährträger von Sparkassen und nach An-
hörung des Sparkassen- und Giroverbandes und der be-
troffenen kommunalen Spitzenverbände zulassen.

(2) In einem öffentlich-rechtlichen Vertrag ist die Ge-
währträgerschaft zu regeln. Erfolgt die Vereinigung
durch Aufnahme, so endet die Amtszeit des Verwaltungs-
rates und des Kreditausschusses der aufnehmenden
Sparkasse. In dem öffentlich-rechtlichen Vertrag ist auch
der Zeitpunkt festzulegen, von dem an die Handlungen
der übertragenden Sparkasse als für Rechnung der neu
gebildeten oder der aufnehmenden Sparkasse vorgenom-
men gelten (Verschmelzungsstichtag). Die übertragende
Sparkasse hat auf den Schluss des Tages, der dem Ver-
schmelzungsstichtag vorausgeht, eine Schlussbilanz auf-
zustellen. Der Verschmelzungsstichtag darf höchstens
acht Monate vor dem in der Genehmigung gemäß Ab-
satz 3 bezeichneten Zeitpunkt liegen.

(3) Die Vereinigung bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Die Genehmigung ist im Einvernehmen
mit dem Innenministerium zu erteilen.

(4) Die Sparkassen- und Giroverbände wirken auf die
Vereinigung von Sparkassen hin, wenn dies aus Gründen
des öffentlichen Wohls, insbesondere zur Erhaltung oder
Verbesserung der Leistungsfähigkeit der beteiligten
Sparkassen geboten ist. Sie erstatten alle zwei Jahre der
Aufsichtsbehörde Bericht über die Wettbewerbssituation
im Verbandsgebiet und die Tätigkeit nach Satz 1.

(5) Ist die Bildung eines Sparkassenzweckverbandes
aus Gründen des öffentlichen Wohls, insbesondere zur
Erhaltung oder Schaffung der Leistungsfähigkeit der
beteiligten Sparkassen im Interesse einer besseren Ver-
sorgung von Bevölkerung und Wirtschaft geboten, so
kann die Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem
Innenministerium den beteiligten Gemeinden und Ge-
meindeverbänden eine angemessene Frist zum Ab-
schluss von Vereinbarungen über die Bildung eines
Sparkassenzweckverbandes setzen. Die Gemeinden und
Gemeindeverbände, ihre Sparkassen und der Sparkas-
sen- und Giroverband sind vorher zu hören. Die Verein-
barungen bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde im Einvernehmen mit dem Innenministerium; die
Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörden nach dem Ge-
setz über kommunale Gemeinschaftsarbeit bleiben un-
berührt.

(6) Kommt die Vereinbarung innerhalb der Frist nicht
zustande oder wird ihre Genehmigung versagt, so kann
die Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem Innen-
ministerium die erforderlichen Anordnungen durch
Rechtsverordnung treffen. Die Rechtsverhältnisse des
Sparkassenzweckverbandes sind durch eine Satzung zu
regeln, die die in der Rechtsverordnung zu bestimmende
Behörde erlässt. Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend.

(7) Rechtshandlungen, die aus Anlass der Vereinigung
von Sparkassen (Absatz 1, 5, 6) erforderlich werden,
sind frei von landesrechtlich geregelten Gebühren. Das
gleiche gilt für Beurkundungs- und Beglaubigungsge-
bühren.

§ 33

Neuordnung der Sparkassen 
bei Gebietsänderungen der Gewährträger

(1) Im Zuge der Gebietsänderungen von Gemeinden
und Gemeindeverbänden sollen Sparkassen insbeson-
dere durch Bildung von Zweckverbänden vereinigt
oder Haupt- und Zweigstellen auf andere Sparkassen
übertragen sowie die Gewährträgerschaft der Sparkas-
sen geregelt werden, wenn dies der Erhaltung und
Schaffung leistungsfähiger Sparkassen dient. Die Be-
teiligten treffen die hierfür notwendigen Vereinbarun-
gen. Diese bedürfen der Genehmigung der Aufsichts-
behörde im Einvernehmen mit dem Innenministerium;
die Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörden nach dem
Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit bleiben
unberührt.

(2) Werden die Vereinbarungen nicht innerhalb eines
Jahres nach In-Kraft-Treten des Gesetzes über die Ge-
bietsänderungen zur Genehmigung vorgelegt oder wird
die Genehmigung versagt, so kann die Aufsichtsbehör-
de im Einvernehmen mit dem Innenministerium nach
Anhörung der betroffenen Sparkassen, ihrer Gewähr-
träger und des Sparkassen- und Giroverbandes durch
Rechtsverordnung die erforderlichen Anordnungen
treffen.

(3) Bei Übertragung der Zweigstellen nach Absatz 2 ist
zwischen den beteiligten Sparkassen ein angemessener
Ausgleich herbeizuführen.

(4) § 32 Abs. 7 gilt entsprechend.

§ 34

Übertragung von Zweigstellen

(1) Zweigstellen einer Sparkasse, die infolge der Ge-
bietsänderungen von Gemeinden oder Gemeindeverbän-
den außerhalb des Gebietes ihres Gewährträgers liegen,
sind unbeschadet von § 33 auf die Sparkasse zu übertra-
gen, die berechtigt ist, in diesem Gebiet Zweigstellen zu
errichten.

(2) Für die Übertragung nach Absatz 1 treffen die Be-
teiligten die notwendigen Vereinbarungen; diese bedür-
fen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Werden die
Vereinbarungen nicht innerhalb eines Jahres nach In-
Kraft-Treten des Gesetzes über die Gebietsänderungen
der Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorgelegt oder
wird die Genehmigung versagt, so ordnet die Aufsichts-
behörde die Übertragung der Zweigstellen an und regelt
die Auseinandersetzung.

(3) § 32 Abs. 7 und § 33 Abs. 3 gelten entsprechend.

§ 35

Auflösung der Sparkasse

(1) Sparkassen können nach Anhörung des Verwal-
tungsrates durch Beschluss ihres Gewährträgers aufge-
löst werden. Die Auflösung bedarf der Genehmigung der
Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem Innenminis-
terium.

(2) Nach Erteilung der Genehmigung zur Auflösung
der Sparkasse hat der Vorstand die Auflösung der
Sparkasse dreimal mit Zwischenfristen von je vier
Wochen öffentlich bekannt zu machen und zugleich
die Guthaben zu einem mindestens drei Monate nach
der ersten Bekanntmachung liegenden Zeitpunkt zu
kündigen.

(3) Guthaben, die bei Fälligkeit nicht abgehoben wer-
den, werden nicht weiter verzinst. Der zur Befriedigung
der Gläubiger erforderliche Teil des Sparkassenvermö-
gens ist zu hinterlegen.

(4) Das nach Erfüllung sämtlicher Verbindlichkeiten
verbleibende Vermögen ist dem Gewährträger zur Ver-
wendung für die in § 28 Abs. 5 bestimmten Zwecke zuzu-
führen. Dasselbe gilt für das nach Absatz 3 Satz 2 hinter-
legte Vermögen, sobald die Befriedigung der Gläubiger
wegen Ablaufs der Verjährungsfrist verweigert werden
kann.
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B. 
Sparkassen- und Giroverbände

§ 36

Rechtsnatur

Die von den Sparkassen und ihren Gewährträgern ge-
bildeten Sparkassen- und Giroverbände,

a) der Rheinische Sparkassen- und Giroverband in Düs-
seldorf und

b) der Westfälisch-Lippische Sparkassen- und Girover-
band in Münster,

sind Körperschaften des öffentlichen Rechts.

§ 37

Satzung

Die Rechtsverhältnisse der Sparkassen- und Girover-
bände werden durch Satzung geregelt. Erlass und Ände-
rungen der Satzung bedürfen der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde.

§ 38

Aufgaben

Die Sparkassen- und Giroverbände haben die Aufgabe,
das Sparkassenwesen zu fördern, Prüfungen bei den Mit-
gliedssparkassen durchzuführen und die Aufsichtsbehör-
den gutachtlich zu beraten.

§ 39

Organe

(1) Organe der Verbände sind

a) die Verbandsversammlung,

b) der Verbandsvorstand,

c) die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher.

(2) Die Abstimmung in der Verbandsversammlung er-
folgt grundsätzlich nach dem gleichen Stimmrecht. Wird
die Abstimmung nach Anteilen am Stammkapital des
Verbandes beantragt, so gelten Satz 3 und 4. Jedes von
der Sparkasse und ihrem Gewährträger entsandte Mit-
glied der Verbandsversammlung hat eine Grundstimme.
Beträgt der Anteil der Sparkasse am Stammkapital des
Verbandes mehr als 1,5 vom Hundert, so hat jedes vorge-
nannte Mitglied für jede weiteren angefangenen 1,5 vom
Hundert je eine Zusatzstimme.

(3) Das in Absatz 1 Buchstabe c) bezeichnete Organ ist
hauptamtlich anzustellen. Es kann nicht zugleich den
Vorsitz in der Verbandsversammlung oder im Verbands-
vorstand führen.

(4) Zusammensetzung und Befugnisse der Organe im
Übrigen regelt die Satzung.

§ 40

Aufsicht

Die staatliche Aufsicht über die Sparkassen- und Giro-
verbände führt das Finanzministerium im Einvernehmen
mit dem Innenministerium. Die Aufsicht erstreckt sich
darauf, dass die Verbände ihre Aufgaben im Einklang mit
Recht und Gesetz erfüllen. § 31 Abs. 2 Satz 1, Absatz 3
und 4 findet entsprechende Anwendung.

C. 
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 41

Versorgungslasten

Die Sparkasse trägt die Versorgungslasten für die ehe-
maligen Dienstkräfte des Gewährträgers, die bei Eintritt
des Versorgungsfalles bei der Sparkasse tätig gewesen
sind, sowie die Versorgungslasten für ihre versorgungsbe-
rechtigten Hinterbliebenen.

§ 42

Sonderregelungen

(1) Aus Anlass der Vereinigung von Sparkassen kann
die Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem Innen-
ministerium abweichende Regelungen von den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes über die Zusammensetzung der Spar-
kassenorgane für die Dauer der laufenden und der nächs-
ten Wahlperiode zulassen; die beteiligten Sparkassen und
der Sparkassen- und Giroverband sind vorher zu hören.
Die Abweichungen sind in der Satzung festzulegen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Einvernehmen mit
dem Innenministerium durch Rechtsverordnung die
Höchstzahl der ausnahmsweise zulässigen Organmitglie-
der festlegen.

§ 43

Verwaltungsvorschriften

Das Finanzministerium erlässt im Einvernehmen mit
dem Innenministerium die zur Durchführung dieses Ge-
setzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften.

§ 44

Haftung ab dem 19. Juli 2005

(1) Die Träger der Sparkassen am 18. Juli 2005 haften
für die Erfüllung sämtlicher zu diesem Zeitpunkt beste-
henden Verbindlichkeiten des jeweiligen Instituts. Für
solche Verbindlichkeiten, die bis zum 18. Juli 2001 ver-
einbart waren, gilt dies zeitlich unbegrenzt, für danach
bis zum 18. Juli 2005 vereinbarte Verbindlichkeiten nur,
wenn deren Laufzeit nicht über den 31. Dezember 2015
hinausgeht. Die Träger werden ihren Verpflichtungen
aus der Gewährträgerhaftung gegenüber den Gläubi-
gern der bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten Verbindlich-
keiten umgehend nachkommen, sobald sie bei deren
Fälligkeit ordnungsgemäß und schriftlich festgestellt
haben, dass die Gläubiger dieser Verbindlichkeiten aus
dem Vermögen des jeweiligen Instituts nicht befriedigt
werden können. Verpflichtungen der Sparkassen auf-
grund eigener Gewährträgerhaftung oder vergleichba-
rer Haftungszusage oder einer durch die Mitgliedschaft
in einem Sparkassenverband als Gewährträger vermit-
telten Haftung sind vereinbart und fällig im Sinne von
Satz 1 bis 3 in dem gleichen Zeitpunkt wie die durch ei-
ne solche Haftung gesicherte Verbindlichkeit. Mehrere
Träger haften als Gesamtschuldner, im Innenverhältnis
entsprechend ihren Anteilen am Stammkapital des je-
weiligen Institutes.

(2) § 6 erhält mit Wirkung vom 19. Juli 2005 folgende
Fassung:

§ 6

Haftung der Sparkasse, Trägerschaft

Der Träger unterstützt die Sparkasse bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben mit der Maßgabe, dass ein An-
spruch der Sparkasse gegen den Träger oder eine sons-
tige Verpflichtung des Trägers, der Sparkasse Mittel zur
Verfügung zu stellen, nicht besteht. Die Sparkasse haf-
tet für ihre Verbindlichkeiten mit ihrem gesamten Ver-
mögen. Der Träger der Sparkasse haftet nicht für deren
Verbindlichkeiten.

– GV. NRW. 2004 S. 521

Genehmigung der 
3. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Arnsberg, 
Teilabschnitt Oberbereiche Bochum und Hagen

Vom 14. September 2004

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Arnsberg hat
in seiner Sitzung am 11. Dezember 2003 die Aufstellung
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der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den
Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereiche 
Bochum und Hagen beschlossen (regionalplanerische
Umsetzung der gemeldeten FFH- und Vogelschutz-
gebiete).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 14. Septem-
ber 2004 – V.2 – 30.13.04.03 – gemäß § 16 Abs. 1 des Lan-
desplanungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt
geändert am 17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 195) im Einver-
nehmen mit den fachlich zuständigen Landesministe-
rien genehmigt.

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes wer-
den die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung
der Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landes-
planung.

Die 3. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für
den Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbe-
reiche Bochum und Hagen wird beim Ministerium für
Verkehr, Energie und Landesplanung (Landesplanungs-
behörde), der Bezirksregierung Arnsberg (Bezirkspla-
nungsbehörde), den Städten Bochum, Herne und Hagen
sowie dem Ennepe-Ruhr-Kreis und dem Märkischen
Kreis sowie den kreisangehörigen Städten und Gemein-
den zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Ände-
rung des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen
erfolgt nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsge-
setzes.

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erar-
beitung und Aufstellung der Änderung des Gebietsent-
wicklungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht
schriftlich unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb
eines Jahres nach dieser Bekanntmachung bei der
Bezirksregierung Arnsberg (Bezirksplanungsbehörde)
geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die
Vorschriften über die Genehmigung des Gebietsent-
wicklungsplanes oder deren Bekanntmachung verletzt
worden sind.

Düsseldorf, den 15. September 2004

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dieter  K r e l l

– GV. NRW. 2004 S. 528

Genehmigung der 
11. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Arnsberg, 
Teilabschnitt Oberbereich Dortmund 

– östlicher Teil (Kreis Soest und 
Hochsauerlandkreis) –

Vom 14. September 2004

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Arnsberg hat
in seiner Sitzung am 11. Dezember 2003 die Aufstellung
der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den
Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereich
Dortmund – östlicher Teil – beschlossen (regionalplane-
rische Umsetzung der gemeldeten FFH- und Vogel-
schutzgebiete).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 14. Septem-
ber 2004 – V.2 – 30.13.03.11 – gemäß § 16 Abs. 1 des Lan-
desplanungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt
geändert am 17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 195) im Einver-
nehmen mit den fachlich zuständigen Landesministe-
rien genehmigt.

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes wer-
den die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung
der Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landes-
planung.

Die 20. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für
den Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbe-
reich Dortmund – östlicher Teil – (Kreis Soest und Hoch-
sauerlandkreis) wird beim Ministerium für Verkehr,
Energie und Landesplanung (Landesplanungsbehörde),
der Bezirksregierung Arnsberg (Bezirksplanungsbehör-
de) sowie dem Kreis Soest und dem Hochsauerlandkreis
sowie den kreisangehörigen Städten und Gemeinden zur
Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Ände-
rung des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen
erfolgt nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungs-
gesetzes.

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erar-
beitung und Aufstellung der Änderung des Gebietsent-
wicklungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht
schriftlich unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb
eines Jahres nach dieser Bekanntmachung bei der
Bezirksregierung Arnsberg (Bezirksplanungsbehörde)
geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die
Vorschriften über die Genehmigung des Gebietsent-
wicklungsplanes oder deren Bekanntmachung verletzt
worden sind.

Düsseldorf, den 15. September 2004

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dieter  K r e l l

– GV. NRW. 2004 S. 529

Genehmigung der 
20. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Arnsberg, 
Teilabschnitt Oberbereich Siegen

Vom 14. September 2004

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Arnsberg hat
in seiner Sitzung am 11. Dezember 2003 die Aufstellung
der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den
Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereich
Siegen beschlossen (regionalplanerische Umsetzung der
gemeldeten FFH- und Vogelschutzgebiete).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 14. Septem-
ber 2004 – V.2 – 30.13.05.21 – gemäß § 16 Abs. 1 des Lan-
desplanungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt
geändert am 17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 195) im Einver-
nehmen mit den fachlich zuständigen Landesministe-
rien genehmigt.

529



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 34 vom 1. Oktober 2004

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes wer-
den die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung
der Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landes-
planung.

Die 20. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für
den Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbe-
reich Siegen wird beim Ministerium für Verkehr, Ener-
gie und Landesplanung (Landesplanungsbehörde), der
Bezirksregierung Arnsberg (Bezirksplanungsbehörde)
sowie der Stadt Siegen, dem Kreis Siegen-Wittgenstein
und dem Kreis Olpe sowie den kreisangehörigen Städ-
ten und Gemeinden zur Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Ände-
rung des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen
erfolgt nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungs-
gesetzes.

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erar-
beitung und Aufstellung der Änderung des Gebietsent-
wicklungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht
schriftlich unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb
eines Jahres nach dieser Bekanntmachung bei der
Bezirksregierung Arnsberg (Bezirksplanungsbehörde)
geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die
Vorschriften über die Genehmigung des Gebietsent-
wicklungsplanes oder deren Bekanntmachung verletzt
worden sind.

Düsseldorf, den 15. September 2004

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dieter  K r e l l

– GV. NRW. 2004 S. 529

Genehmigung der 
1. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Köln, 
Teilabschnitt Region Bonn/Rhein-Sieg 

im Gebiet der Stadt Bonn

Vom 15. September 2004

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Köln hat in
seiner Sitzung am 14. Mai 2004 die Aufstellung der Än-
derung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regie-
rungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Bonn/Rhein-
Sieg im Gebiet der Stadt Bonn beschlossen (Allgemeiner
Siedlungsbereich Auerberg).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 15. Septem-
ber 2004 – V.2 – 30.16.03 – gemäß § 16 Abs. 1 des Lan-
desplanungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt
geändert am 17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 195) im Einver-
nehmen mit den fachlich zuständigen Landesministe-
rien genehmigt.

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes wer-
den die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung
der Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landes-
planung.

Die 1. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für
den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region
Bonn/Rhein-Sieg wird beim Ministerium für Verkehr,

Energie und Landesplanung (Landesplanungsbehörde),
der Bezirksregierung Köln (Bezirksplanungsbehörde)
sowie der Stadt Bonn zur Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Ände-
rung des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen
erfolgt nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungs-
gesetzes.

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erar-
beitung und Aufstellung der Änderung des Gebietsent-
wicklungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht
schriftlich unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb
eines Jahres nach dieser Bekanntmachung bei der
Bezirksregierung Köln (Bezirksplanungsbehörde) gel-
tend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die
Vorschriften über die Genehmigung des Gebietsent-
wicklungsplanes oder deren Bekanntmachung verletzt
worden sind.

Düsseldorf, den 15. September 2004

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dieter  K r e l l

– GV. NRW. 2004 S. 530

Genehmigung der 
9. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Köln, 
Teilabschnitt Region Köln 

im Gebiet der Stadt Gummersbach

Vom 15. September 2004

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Köln hat in
seiner Sitzung am 16. Juli 2004 die Aufstellung der Än-
derung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regie-
rungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Köln im Gebiet
der Stadt Gummersbach beschlossen (Allgemeiner Sied-
lungsbereich Gummersbach).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 15. Septem-
ber 2004 – V.2 – 30.16.04.08 – gemäß § 16 Abs. 1 des Lan-
desplanungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt
geändert am 17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 195) im Einver-
nehmen mit den fachlich zuständigen Landesministe-
rien genehmigt.

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes wer-
den die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung
der Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landes-
planung.

Die 9. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für
den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Köln
wird beim Ministerium für Verkehr, Energie und Lan-
desplanung (Landesplanungsbehörde), der Bezirksre-
gierung Köln (Bezirksplanungsbehörde) sowie dem
Oberbergischen Kreis und der Stadt Gummersbach zur
Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Ände-
rung des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen
erfolgt nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungs-
gesetzes.
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Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erar-
beitung und Aufstellung der Änderung des Gebietsent-
wicklungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht
schriftlich unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb
eines Jahres nach dieser Bekanntmachung bei der
Bezirksregierung Köln (Bezirksplanungsbehörde) gel-
tend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die
Vorschriften über die Genehmigung des Gebietsent-
wicklungsplanes oder deren Bekanntmachung verletzt
worden sind.

Düsseldorf, den 15. September 2004

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dieter  K r e l l

– GV. NRW. 2004 S. 530
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